Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Gruppe der PDS 


Neubewertung der Goldreserven für ein Programm gegen 
Massenarbeitslosigkeit einsetzen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Mit der gegenwärtigen Debatte über die Neubewertung der 
Goldreserven der Deutschen Bundesbank wird der völlige 
Bankrott der Haushalts- und Finanzpolitik der Bundesregie- 
rung und des Bundesministers der Finanzen offenbar. Nur ein 
knappes halbes Jahr nach Beginn des Haushaltsjahres 1997 
macht die zusätzliche Finanzierungslücke im Bundeshaushalt 
ein gutes Drittel desjenigen Betrages aus, den der Bundes- 
minister der Finanzen ursprünglich als Obergrenze der Neu- 
verschuldung des Bundes festgelegt hat. Seit Beginn dieses 
Haushaltjahres und inmitten eines wirtschaftlichen Auf- 
schwungs vergeht kaum ein Monat, in dem die Bundesregie- 
rung nicht neue Steuergeschenke für Besserverdienende, Rei- 
che und Unternehmen und neue Sparmaßnahmen für 
Arbeitslose, Sozialhilfe Empfangende und für Menschen mit 
unteren bis mittleren Einkommen ankündigt und verwirklicht. 

Die Bundesregierung griff nicht erst mit der angestrebten Neu- 
bewertung der Goldreserven zu Mitteln einer „kreativen 
Finanzpolitik" . Bereits der beschleunigte Ausverkauf von Bun- 
desvermögen (z. B. bahneigene Wohnungen) und die anvisier- 
te vorzeitige Trennung von Bundesanteilen an der Deutschen 
Telekom sind als manipulative Finanzmaßnahmen zu bezeich- 
nen. 

2. Die aktuelle Debatte über die Neubewertung der Bundesbank- 
Goldreserven ist auch Ausdruck des Bankrotts dieser Bundes- 
regierung. 

Es ist ausgerechnet die Bundesregierung, die sich in der EU 
seit Jahren als finanzpolitische Lehrmeisterin aufspielt und auf 
die „punkt genaue" Einhaltung der Maastricht-Kriterien 
drängt. Diese Bundesregierung muß nunmehr offen zugeben, 
daß sie selbst diese Kriterien deutlich verfehlt und zu Maß- 
nahmen der „kreativen Buchführung" greifen muß, um we- 
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nigstens in die Nähe der selbstgewählten Maastricht-Kriterien 
zu gelangen. 

Diese Bundesregierung hat damit jedes Vertrauen in Europa 
verspielt. 

3. Die aktuelle Debatte um die Goldreserven bringt die völlige 
Prinzipienlosigkeit und Willkür der Bundesregierung zum Aus- 
druck. Gesetze und wirtschaftspolitische „Prinzipien" haben 
in den Augen dieser Regierung ihren Sinn offensichtlich aus- 
schließlich in der Rechtfertigung der eigenen Politik und zum 
Erhalt der eigenen Macht. 

Mit dem von der Bundesregierung bis zum 2. Juni 1997 gegen 
alle Kritik aufrechterhaltenen Vorschlag, rückwirkend eine 
Höherbewertung der Goldreserven der Deutschen Bundes- 
bank vorzunehmen und dafür die gesetzlichen Grundlagen für 
die Bewertung der Goldreserven (u. a. § 253 HGB und § 26 Ge- 
setz über die Deutsche Bundesbank) zu verändern, demon- 
striert die Bundesregierung erneut, daß ihre „prinzipiellen" 
Aussagen nur der Rechtfertigung der jeweiligen Tagespolitik 
dienen bzw. dann verworfen werden, wenn diese den tages- 
politischen Zielen widersprechen. 

Noch am 30. November 1995 antwortete das Bundesministeri- 
um der Finanzen auf eine entsprechende Berichtsanforderung 
der Abgeordneten Dr. Christa Luft zur „Funktion der Goldre- 
serven ..." (VII A 1 - W 1290 - 13/95) wie folgt: 

„Bei der Bewertung der Goldreserven hat die Deutsche 
Bundesbank die allgemeinen Vorschriften des Handelsge- 
setzbuches . . . anzuwenden . . . (Es) gilt für Gegenstände 
des Umlaufvermögens, denen das Gold zuzurechnen ist, 
das strenge Niedrigstwertprinzip: Die Goldreserven sind 
höchstens mit den Anschaffungskosten zu bilanzieren . . . 
Es besteht im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beur- 
teilung ein Ermessensspielraum für einen noch niedrige- 
ren Wertansatz für Goldreserven (§ 253 Abs. 3 Satz 3 und 
Abs. 4 HGB)." 

Zu diesem Zeitpunkt verteidigte das Bundesministerium für Fi- 
nanzen bedingungslos das Niedrigstwertprinzip. Bereits da- 
mals war immer wieder die Forderung aufgetaucht, eine 
Höherbewertung der Goldreserven und die damit freiwerden- 
den Finanzmittel für einen Kampf gegen Massenerwerbslo- 
sigkeit und für die Verhinderung von Sozialabbau einzusetzen. 

In diesem Sinne forderte die Gruppe der PDS in einem Ent- 
schließungsantrag zur dritten Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes 1997 (Drucksache 13/6339) von der Bundesre- 
gierung, 

„ dem Parlament ein Konzept dafür vorzulegen, wie mit der 
Gold- und Währungsreserve der Bundesbank umgegangen 
werden soll . . . und ob bzw. wie ein Teil der Goldreserven 
zur Finanzierung von Zukunftsprojekten . . . eingesetzt wer- 
den kann. " 
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Während die Bundesregierung sich bei diesem und bei ver- 
gleichbaren Vorschlägen ablehnend verhielt und dies mit 
„prinzipiellen Erwägungen" verteidigte, sah sie nun ange- 
sichts des Verfehlens der Maastricht-Kriterien - und bis zum 
einstimmigen Widerspruch des Bundesbank- Vorstands - plötz- 
lich kein Problem darin, dieses Niedrigstwertprinzip für über- 
holt zu erklären, die gesetzlichen Grundlagen ändern zu wollen 
und sogar rückwirkend die Auswirkungen einer Höherbewer- 
tung für die Finanzsituation des Bundes zu nutzen. 

4 . Vergleichbar opportunistisch verhält sich die Bundesregierung 
hinsichtlich der nach innen und gegenüber den europäischen 
Nachbarn propagierten „Unabhängigkeit der Bundesbank" 
bzw. einer zukünftigen Europäischen Zentralbank. 

Solange diese Unabhängigkeit auch der eigenen Tagespolitik 
entsprach, wurde auf diese ausgiebig gepocht. Angesichts der 
absehbaren Nichteinhaltung der Maastricht-Kriterien jedoch 
waren bzw. sind die Bundesregierung und das Bundesmini- 
sterium der Finanzen bereit, diese Unabhängigkeit zur Dispo- 
sition zu stellen. 

Auch das sich abzeichnende Einlenken der Bundesregierung, 
die Auswirkungen der Höherbewertung der Währungsreser- 
ven nicht rückwirkend vorzunehmen, ist nicht Ergebnis 
sachlicher Überlegungen. Diese sind vielmehr Resultat des 
Machtkampfs zwischen Bundesregierung und Deutscher Bun- 
desbank. 

So wird der Vorsitzende der CSU-Landtagsfraktion Alois Glück 
am 3 . Juni 1 997 mit den Worten zitiert: „ Wir haben keine Chan- 
ce gegen einen einstimmigen Beschluß der Bundesbank. " Der 
bayerische Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber wiederum 
habe in der CSU-internen Debatte dem Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, mit auf den Weg gegeben, er 
dürfe, „was auch immer er unternehme, nur mit, nicht gegen 
die Bundesbank ausführen. " (Süddeutsche Zeitung vom 3 . Juni 
1997). 

Diese Vorgänge bestätigen all denjenigen, die in der Kon- 
struktioneiner „unabhängigen Zentralbank" eine Einrichtung 
sehen, die nur solange „unabhängig" ist, wie diese Unabhän- 
gigkeit im Interesse der jeweiligen Regierungspolitik und ge- 
gen die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung genutzt wer- 
den kann. 

5. Angesichts dieser Begleitumstände ist eine Position, die Bun- 
desregierung und den Bundesminister der Finanzen aus- 
schließlich mit deren Positionen von gestern und vorgestern 
anzugreifen bzw. sich den Standpunkt der neoliberalen Bun- 
desbank zu eigen zu machen, politisch hilflos und wirtschafts- 
politisch bedenklich. 

Damit wird eine politische Orientierung eingenommen und 
übernommen, die ausschließlich geldpolitisch und neoliberal 
argumentiert und die zu der aktuell hohen Arbeitslosigkeit in 
erheblichem Umfang mit beigetragen hat. 
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Darüber hinaus wird damit ein wahrer Kern der aktuellen 
Debatte nicht zur Kenntnis genommen. Tatsächlich können 
die Gold- und Devisenreserven aus finanz- und gesamtpoliti- 
scher Sicht höher bewertet werden als dies im Augenblick der 
Fall ist: 

5.1 Die Deutsche Bundesbank bilanziert ihre Goldreserven von 
2 960 Tonnen mit 13,7 Mrd. DM, wohingegen der aktuelle 
Marktwert bei rd. 57 Mrd. DM liegt. Vergleichbare Zahlen 
teilte das Bundesministerium der Finanzen selbst auf die 
zitierte Berichtsanfrage von Ende 1995 mit. Damals argu- 
mentierte sie im übrigen auch hinsichtlich der Dollar-De- 
visenreserven für das Niedrigstwertprinzip und führte zur 
Begründung aus, daß der Dollarkurs auf 1,387 DM gesun- 
ken sei. Seither hat sich dieser erheblich erhöht. 

5.2 Die meisten anderen OECD-Staaten bilanzieren ihre Gold- 
reserven erheblich höher als die Deutsche Bundesbank dies 
tut. Einige andere EU-Staaten haben durch Verkäufe von 
Teilen ihrer Goldbestände ihre Haushaltskassen aufgebes- 
sert. Damit verfügt die Bundesrepublik Deutschland nicht 
nur im Vergleich zum Marktwert ihrer Goldreserven, son- 
dern auch im Vergleich zu den Bilanzierungskriterien und 
Praktiken vergleichbarer Länder über erhebliche Finan- 
zierungsreserven. Diese wurden von der durchaus eben- 
falls neoliberal argumentierenden „Financial Times" auf 
40 Mrd. DM taxiert (30. Mai 1997). 

5.3 Darüber hinaus wird nur derjenige Teil deutscher Goldre- 
serven, der der Deutschen Bundesbank angehört, derart 
niedrig bewertet. „Die dem Europäischen Währungsinsti- 
tut übertragenen deutschen Währungsreserven stehen in 
den europäischen Büchern schon zu Marktpreisen" (Süd- 
deutsche Zeitung vom 16. Mai 1997). Sie werden dort also 
rund vier Mal höher bewertet als die bei der Deutschen 
Bundesbank liegenden Goldreserven. 

6. Die Kritik von Deutscher Bundesbank und Öffentlichkeit an 
dem Vorstoß des Bundesministers der Finanzen, diese Geld- 
vorräte höher zu bewerten, bezieht sich nicht so sehr auf die 
prinzipielle Möglichkeit einer solchen Neubewertung. Sie rich- 
tet sich vielmehr vor allem gegen Zeitpunkt und Hektik, die 
mit der geplanten Operation verbunden sind. Es waren diese 
spezifischen Umstände, unter denen der Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, eine Höherbewertung der Gold- 
reserven gesetzlich ermöglichen will, die zu Unruhe in Fi- 
nanzkreisen, zu Spekulationen und zu Befürchtungen geführt 
haben, eine solche Operation könnte die Stabilität der deut- 
schen Währung gefährden. 

7. Hinzu kommt, daß das Ziel, das der Bundesminister der Fi- 
nanzen mit einer solchen Operation verbindet, den Einsatz 
nicht wert zu sein scheint. Die größte Gefährdung, der sich die 
bundesdeutsche Gesellschaft ausgesetzt sieht, besteht nicht in 
der möglichen Nichteinhaltung abstrakter und willkürlicher 
Maastricht-Kriterien. Hierzu ließ im übrigen ausgerechnet die 
Deutsche Bundesbank verlautbaren, es komme nicht darauf 
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an, ob die staatliche Neuverschuldung im Jahr 1997 bei 3,0 oder 
bei 3-Komma-x-Prozent liegen würde. 

Die größte Gefährdung unserer Gesellschaft geht vielmehr von 
der Massenerwerbslosigkeit aus. Diese steigt nunmehr selbst 
in Aufschwungjahren kontinuierlich an. Sie wird im Jahr 1997 
offiziell bei durchschnittlich 4,2 Millionen liegen. Kommt es zu 
keiner arbeitsmarktpolitischen Offensive, so droht die Er- 
werbslosenzahl bereits im kommenden Frühjahr 1998 erstmals 
die 5-Millionen-Grenze zu überschreiten. 

Die von der Bundesregierung angestrebte Neubewertung der 
Goldreserven als ausschließlich fiskalpolitische Maßnahme 
kann diese Bedrohung gesellschaftlicher Stabilität nicht nur 
nicht abbauen. Durch die damit ausgelöste mögliche Spekula- 
tion und durch eine mögliche neue Fluchtbewegung von Ka- 
pital kann sie sogar als zusätzlicher Beitrag zur Steigerung der 
Massenerwerbslosigkeit wirken. 

Nur mit einem wirksamen Programm gegen die Massener- 
werbslosigkeit kann der mit einer Neubewertung der Goldre- 
serven verbundenen inflationären Gefahr begegnet werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 

1. die Gold- und Devisenreserven der Deutschen Bundesbank 
neu bewerten zu können; 

2. diese Neubewertung nicht rückwirkend für 1997, sondern be- 
ginnend mit 1998 in Kraft treten zu lassen; 

3. den entstehenden Bewertungsgewinn an den Bund auszu- 
schütten; 

4. die damit verfügbare Finanzierungssumme des Bundes aus- 
schließlich für ein öffentliches Programm zur Bekämpfung der 
Massenerwerbslosigkeit mit dem Ziel der Schaffung von rd. 
1 Million neuer Arbeitsplätze einzusetzen; 

5. bis Herbst 1997 ein detailliertes Programm zur Bekämpfung 
der Massenerwerbslosigkeit mit Schwerpunkten insbesonde- 
re in den Bereichen 

- Energiewende und Verkehrswende, 

- kinder- und jugendfreundliche, kulturelle und bildungs- 
politische Offensive, 

- Investitionsoffensive für eine Struktur- und Regionalpolitik 
in den neuen Bundesländern 

vorzulegen; 

6. ein solches arbeitsmarktpolitisches Programm so auszulegen, 
daß dieses Anfang 1998 und damit zu dem Zeitpunkt wirksam 
wird, wo ansonsten bereits aus saisonalen Gründen mit einem 
neuen Anstieg der Erwerbslosenzahl auf eine neue Rekord- 
marke von 5 Millionen zu rechnen ist; 
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7. begleitende Maßnahmen insbesondere in der Öffentlichkeits- 
arbeit zu ergreifen, um für den Kampf gegen die Massener- 
werbslosigkeit das geeignete Klima zu schaffen. 

Der internationalen und deutschen Öffentlichkeit muß ver- 
deutlicht werden, daß ein solcher Einsatz der Goldreserven der 
Förderung gesellschaftlicher Stabilität und dem sozialen Frie- 
den dient. Ein erheblicher Teil dieses arbeitsmarktpolitischen 
Programms wird bereits dadurch refinanziert, daß ein Abbau 
der Massenerwerbslosigkeit auch die finanziellen Belastungen 
unterschiedlicher Etats reduziert, u.a. indem damit erhöhte 
Steuereinnahmen und Einnahmen bei den gesetzlichen Versi- 
cherungssystemen verbunden sind. 

8. Darüber hinaus ist die Bundesregierung aufgefordert, vor ei- 
nem möglichen Inkrafttreten des Maastricht-II-Vertrages ein 
Konzept für den künftigen Umgang mit den Goldreserven vor- 
zulegen. 


Bonn, den 3. Juni 1997 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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